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der Vorsitzende des Ministerrates, Willi S t о p h, darauf hin, 
daß das Volumen der örtlichen Haushalte seit 1973 von 
22,8 Mrd. M auf 44,5 Mrd. M anstieg, daß 98 Prozent aller Aus­
gaben des Staatshaushalts für die Volksbildung und rund 
drei Viertel der Ausgaben für das Gesundheits- und Sozial­
wesen und für die Kultur Bestandteile der örtlichen Haus­
halte sind und daß der Wohnungsbestand der DDR in Höhe 
von 220 Mrd. M von den örtlichen Staatsorganen verwaltet 
wird.8 Das macht die hohe und wachsende Verantwortung der 
7 809 örtlichen Volksvertretungen -und ihrer 205 929 Abgeord­
neten9 ebenso deutlich wie die Tatsache, daß Rationalisierung 
und Intensivierung, Einführung neuer Techniken und wis­
senschaftlich-technischer Fortschritt auch in ihren infrastruk­
turellen Konsequenzen im örtlichen Bereich vorbereitet und 
beherrscht werden müssen. Hier erfolgt die bilduhgsmäßige 
Vorbereitung der Jugend, die Sicherung der Wohn-, Versor- 
gungs- und Kulturbedürfnisse, die Genehmigung künftiger 
Industriestandorte. Die Leitung der Landwirtschaft, die 
Einflußnahme auf die genossenschaftliche Demokratie liegt 
weitgehend in der Verantwortung der örtlichen Organe; we­
sentliche Teile des Einzelhandels, des Handwerks, der ge­
werblichen Dienstleistungen befinden sich in ihrer Regie.

Aus diesen hier nur exemplarisch genannten Gründen hat 
W. Stoph die besonders wichtige Rolle einer lebensverbun­
denen sozialistischen Kommunalpolitik als Teil sozialistischer 
Staatspolitik und Demokratie betont: „Es geht vor allem dar­
um, die zentrale staatliche Leitung und Planung noch ziel­
gerichteter mit der örtlichen Initiative zu verbinden.“!9 11

Die wachsende Bedeutung der Kommunalpolitik — 
K. G 1 ä ß mißt ihr Triebkraftwirkung zu1* — ist ein Resultat 
der erfolgreichen Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik seit dem VIII. Par­
teitag der SED. Dadurch wurden die objektiven Bedingungen 
für die sozialistische Lebensweise entscheidend entwickelt, 
und es hat sich in gleichem Maße die Verantwortung der kom­
munalpolitischen Kräfte erhöht, die gewachsenen und wach­
senden materiellen und ideellen Potenzen optimal im Inter­
esse der Gesellschaft und der Bürger einzusetzen, die im ört­
lichen Bereich vorhandenen großen Leistungsreserven in de­
mokratischer Weise zu erschließen und volkswirtschaftlich 
wirksam zu machen.

Insofern ist für die Abgeordneten vor allem in den Krei­
sen, Städten und Gemeinden kommunalpolitisches Bewußt­
sein, Denken und Handeln.in dem Sinne unerläßlich12, wie es 
Egon К r e n z, Mitglied des Politbüros und Sekretär des Zen­
tralkomitees der SED, auf der staats- und rechtswissenschaft­
lichen Konferenz im Juni 1985 würdigte: „Kommunalpoli­
tiker zu sein — das ist eine besonders ehrenvolle Verpflichtung. 
Wird doch im kommunalen. Bereich unmittelbar sichtbar, wie 
die Probleme des Alltags im Sinne der Menschen gelöst wer­
den und wie man sie direkt zu beeinflussen vermag. Hier 
wird jede Entscheidung sofort geprüft und hat sich ,vor Ort“ 
zu bewähren. Folgerichtig entwickeln sich in gut geführten 
Städten und Gemeinden Volksaussprache und Volksbewe­
gung als eine sich wechselseitig bedingende Einheit.“13

Die höhere gesamtgesellschaftliche und kommunalpoli­
tische Verantwortung der Abgeordneten der örtlichen Macht­
organe bringt das neue GöV sowohl dadurch zum Ausdruck, 
daß es ihren Rechten und Pflichten ein eigenes Kapitel (III) 
widmet, als auch dadurch, daß die Regelungen weiter ausge­
baut wurden, „die der Festigung der Autorität der Abgeord­
neten dienen und sie besser befähigen, sachkundig und direkt 
an der Lösung der staatlichen Aufgaben teilzunehmen “,1/*

Formen der Abgeordnetentätigkeit

Vervollkommnet wurden die Regelungen des GöV, in denen 
die Abgeordneten als Repräsentanten der politischen Macht 
des Volkes, des sozialistischen Staates gekennzeichnet sind. 
Dem dienen die prinzipiellen Feststellungen, daß sie ihre 
verantwortungsvollen Aufgaben im Interesse des sozialisti­
schen Staates, zum Wohle des werktätigen Volkes zu erfüllen 
haben, daß sie verpflichtet sind, die Politik des sozialistischen 
Staates zu vertreten und die Verfassung und die Gesetze zu 
wahren, wie auch die Orientierung auf das konstruktive Mit­
einander von Volksvertretern und Staatsfunktionären (§ 15). 
Dem dienen aber auch weiterführende Regelungen, die auf ein 
wirksames Handeln der Abgeordneten orientieren und damit 
das Wesen der Volksvertretungen als arbeitende Körperschaf­
ten weiter ausprägen.

So sollen alle Abgeordneten, soweit sie nicht Mitglieder 
des Rates sind, in Kommissionen der Volksvertretung ge­
wählt werden und dort entsprechend den Festlegungen der 
Volksvertretung mitwirken (§§ 13 Abs. 2, 16 Abs. 1 Buchst, b). 
Damit wird nicht nur die Arbeit der Kommissionen als Or­

gane der Volksvertretung weiter gestärkt, sondern es wird 
auch der langjährigen Erfahrung entsprochen, daß sich durch 
die Mitarbeit in einer Kommission die Wirksamkeit der Ab­
geordneten beträchtlich erweitert. Die Kommissionsarbeit ist 
eine unverzichtbare Seite sozialistischer Abgeordnetentätig­
keit, denn hier wirken die Abgeordneten kollektiv zur Durch­
führung der Beschlüsse der Volksvertretung und kontrollieren 
ihre Verwirklichung in operativen Einsätzen „vor Ort“.

Erstmalig haben die Abgeordnetengruppen eine gesetzliche 
Regelung gefunden (§ 16 Abs. 2 Buchst, e). In Auswertung 
der positiven Erfahrungen vergangener Jahre werden die 
Abgeordneten eines Wahlkreises oder eines Betriebes (das 
kann auch eine Genossenschaft oder eine Einrichtung, z. B. 
eine Universität, sein) berechtigt, sich in Abgeordnetengrup­
pen oder anderen Formen organisierter Abgeordnetentätigkeit 
zu vereinen. Solche Zusammenschlüsse sollen der regelmäßi­
gen Information (z. B. über die Eingabensituation im Wahl­
kreis durch den Rat, über die betriebliche Planerfüllung durch 
den Betriebsdirektor), dem Erfahrungsaustausch (z. B. über 
Formen der Rechenschaftslegung, Arbeit mit Eingaben der 
Wähler) und der Koordinierung (z. B. der Abstimmung der 
Wirkungsbereiche im Wahlkreis) dienen. Sie sollen die Wirk­
samkeit individueller Abgeordnetentätigkeit unterstützen und 
die Autorität des Volksvertreters festigen, indem sie die Ef­
fektivität seiner Arbeit erhöhen.

Abgeordnetengruppen sind also weder zusätzliche Lei­
tungsorgane, noch dürfen sie Gremien sein, die die Abgeord­
neten mit zusätzlichen Sitzungen belasten. Deshalb ist die 
gesetzliche Regelung sehr überlegt formuliert, wonach es das 
Recht und die Möglichkeit zur Bildung von Abgeordneten­
gruppen gibt, es aber den Abgeordneten eines Wahlkreises 
oder Betriebes überlassen bleibt, die definitive Entscheidung 
auf der Grundlage entsprechender Beschlüsse ihrer Volks­
vertretung zu treffen.13 15 Dabei bleibt auch weiterhin die Emp­
fehlung des Staatsrates der DDR zur Bildung und Tätigkeit 
von Abgeordnetengruppen vom 7. November 1980 beachtens­
wert.16

Wenn das Recht der Abgeordneten, auf den Tagungen der 
Volksvertretung Anfragen zu stellen (§ 16 Abs. 2 Buchst, b), 
ebenso wie ihr Recht, von den Mitgliedern des Rates, den 
Leitern der Fachorgane, der Betriebe, Betriebsteile und Ein­
richtungen und den Vorsitzenden der Genossenschaften Aus­
künfte zu verlangen (§ 16 Abs. 2 Buchst, c), präzisiert wurde, 
wenn die Informations- und Auskunftspflicht des Rates (§ 18 
Abs. 2) bzw. der verantwortlichen Leiter von Betrieben, Ein­
richtungen und Genossenschaften (§ 18 Abs. 3) eine Neurege­
lung fand, so hat das zweifache Bedeutung: Erstens werden 
bewährte Formen der Abgeordnetentätigkeit entsprechend 
den gesammelten Erfahrungen fortgeführt, und die Abgeord­
neten werden darin bestärkt, diese Rechte und Ansprüche gel­
tend zu machen. Zweitens aber sind diese Regelungen unmiß­
verständliche Forderungen an die Funktionäre und Mitar­
beiter des Staatsapparates bzw. an die wirtschaftsleitenden 
Kräfte, die Abgeordneten in ihrer Tätigkeit zu unterstützen, 
ihre Autorität als gewählte Vertreter des Volkes im dienstli­
chen und persönlichen Verhalten zu respektieren.

Davon muß auch die Verantwortung des Rates und der 
von ihm beauftragten bzw. gewonnenen Kräfte für die Weiter­
bildung der Abgeordneten (§ 18 Abs. 2) bestimmt sein. Um 
Formalismus und Unterforderung der Abgeordneten auszu­
schließen, muß der Rat der Tatsache Rechnung tragen, daß 
etwa die Hälfte der Abgeordneten schon in der 2. oder
3. Wahlperiode ihre Funktion ausübt, also beträchtliche Erfah­
rungen besitzt, und daß nahezu die Hälfte aller Abgeordne­
ten örtlicher Volksvertretungen über Hoch- bzw. Fachschul­
bildung verfügt.17 Das erfordert flexible und teilweise dif-
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